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T R E N D S  

Die Zeit drängt. Spätestens Ende November soll der Koali-

tionsvertrag stehen, der Deutschland auf den Weg zur Kli-

maneutralität führen soll. Für unser reiches und innovations-

starkes Land strebt die Ampel eine Vorreiterrolle an. Das ist 

gut so. In der Diskussion spielt allerdings der Beitrag, den 

wir tatsächlich zum Schutz des Weltklimas leisten können, 

bisher nur eine Nebenrolle. 

 

Deutschland und Europa gehörten einst zu den größten Kli-

masündern. Noch 1990 war die Europäische Union ein-

schließlich der späteren Beitrittsländer und Großbritanniens 

bei Treibhausgasen kurz hinter den USA die Nummer zwei. 

Aber bis 2019 ist der Ausstoß des alten Kontinents bereits 

um 25% zurückgegangen, während er in den USA nahezu 

unverändert geblieben ist. Dagegen belasten China, Indien 

und Brasilien, die 1990 zusammen für weniger Emissionen 

verantwortlich waren als die EU, die Atmosphäre mittler-

weile nahezu viermal so viel wie damals. Deutschland selbst 

trägt nur 2% zum globalen Ausstoß von Klimagasen bei. 

 

Klima kennt keine Grenzen. Viel wichtiger für das Klima in 

der Welt – und damit auch bei uns – ist es deshalb, dass an-

dere Länder und vor allem die besonders schmutzigen 

Schwellenländer sauberer werden. Einen kleinen Beitrag 

können wir dazu leisten, indem wir in Einzelfällen den Kli-

maschutz vor Ort subventionieren, beispielsweise durch 

Projekte zum Schutz des Regenwaldes und Fördergelder für 

saubere Kraftwerke in Indien und noch ärmeren Schwellen-

ländern. Auch mit einer – möglichst mit den USA und ande-

ren Industriestaaten abgestimmten – Grenzausgleichsabgabe 

auf die Einfuhr klimaschädlich hergestellter Güter kann die 

EU andernorts einen Anreiz zu einer klimaschonenden Pro-

duktion geben.  

 

Aber noch wichtiger ist, dass der Möchtegern-Vorreiter 

Deutschland als Vorbild taugt. Nur wenn wir der Welt vor-

führen, dass der klimafreundliche Wandel bei uns mit wach-

sendem Wohlstand einhergeht, werden andere und überwie-

gend weit ärmere Länder uns nacheifern wollen. Wenn wir 

dagegen unsere Wirtschaft übermäßig belasten und neben 

Wohlstandseinbußen obendrein schärfere soziale und 

politische Spannungen heraufbeschwören, würde unser Ehr-

geiz eher als abschreckendes Beispiel dienen.  

 

Unsere teils verkorkste Energiewende sollte uns dabei eine 

Mahnung sein. Bereits mit dem hastigen Atomausstieg hat 

sich Deutschland international isoliert. Auch unsere Förde-

rung erneuerbarer Energien hat zwar einige beeindruckende 

Ergebnisse erzielt. Aber die Strompreise für Haushalte lagen 

im zweiten Halbjahr 2020 um 41% über dem EU-

Durchschnitt. Deshalb gilt die deutsche Energiewende inter-

national nicht als Vorbild, sondern eher als das Gegenteil.  

 

Natürlich sollte Deutschland alle Verpflichtungen einhalten 

und gerne noch übertreffen, die es international und in der 

EU zum Klimaschutz eingegangen ist. Kurz vor der Wahl 

haben die Parteien der alten Merkel-Koalition die nationalen 

Vorgaben im Hauruckverfahren noch einmal verschärft. 

Statt gemäß dem EU-Ziel bis 2030 mindestens 55% der 

Emissionen gegenüber 1990 einzusparen, hat Deutschland 

jetzt 65% ins nationale Gesetzbuch geschrieben. Das ist löb-

lich. Aber wichtiger als ein besonders harter Zielwert ist die 

Art, wie wir es angehen. Ein „koste es, was es wolle“, um das 

nationale Ziel zu erreichen, könnte dem Weltklima und uns 

sogar schaden. Ob wir 65% oder vielleicht nur 62% schaffen, 

wird die Klimapolitik in den großen Verschmutzerländern 

weit weniger prägen als die Frage, ob sie Deutschland als Er-

folgsbeispiel wahrnehmen. 

 

Als erstes sollten sich die künftigen Koalitionäre von der im 

Wahlkampf genährten Illusion verabschieden, Klimaschutz 

sei kostenlos. Nein. Bisher haben wir die Atmosphäre als na-

hezu kostenfreie Müllhalde für schädliche Gase missbraucht. 

Dies einzustellen kostet knappe Ressourcen. Es schränkt 

den gesamtwirtschaftlichen Verteilungsspielraum ähnlich ein 

wie ein Anstieg der Preise für importierte Rohstoffe. Der 

häufige Hinweis, Investitionen in den Klimaschutz würden 

doch Arbeitsplätze schaffen, ist zunächst nur eine Milch-

mädchenrechnung. Eingesetzt für andere Investitionen hätte 

das Geld sonst andere Arbeitsplätze geschaffen.  
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Richtig ist dagegen, dass wir durch eine sachgerechte Wahl 

der Mittel die direkten Kosten des Klimaschutzes eingrenzen 

können. Zudem können wir uns mit klug gesetzten Anreizen 

für Forschung und Investitionen einen technologischen 

Vorsprung erarbeiten, mit dem wir dann auf Dauer unsere 

Export- und Wirtschaftskraft sichern und stärken könnten. 

Und natürlich würden wir durch weniger Abgase unsere 

Atemluft und damit unsere Gesundheit verbessern, auch 

wenn der direkte Einfluss auf das Weltklima gering bliebe.  

 

Aus diesen Überlegungen lassen sich sechs Grundsätze ab-

leiten: 

 

Erstens: Je mehr die Möchtegern-Koalitionäre sich darauf 

verständigen, den Schadstoffausstoß mit geringstmöglichen 

Kosten zu reduzieren, desto leichter können sie auch ambi-

tionierte Ziele anstreben. Deshalb müssen wir vor allem 

breit eingesetzte marktwirtschaftliche Instrumente nutzen 

und reine Verbote so weit wie möglich vermeiden.  

 

Zweitens: Der europäische Emissionshandel hat sich nach 

einigen Anlaufschwierigkeiten bewährt. Ganz ohne direkte 

Vorgabe könnte er dazu führen, dass die letzten Kohlekraft-

werke bei uns tatsächlich etwa 2030 vom Netz gehen. Den 

Emissionshandel auf EU- und nationaler Ebene auf immer 

weitere Bereiche auszudehnen, sollte eine Priorität sein. Dies 

ist letztlich wichtiger als der genaue Preis und die Menge der 

Zertifikate. Denn eine sektorübergreifende Lösung ermög-

licht, dass dort eingespart wird, wo es relativ günstig ist. Je 

mehr Länder einbezogen werden können, möglichst auch 

jenseits der EU, desto besser. 

Dazu gehört auch, die Subventionen und Ausnahmen für be-

sonders dreckige oder energieintensive Bereiche schrittweise 

abzubauen. Wenn daraufhin einige Unternehmen mit ho-

hem Strombedarf an Standorte abwandern, an denen grüner 

Strom besser produziert werden kann als bei uns, dann wäre 

das nur gut so. Strukturwandel ist immer Teil des Fort-

schritts. Angesichts eines sich künftig aus demographischen 

Gründen noch verschärfenden Facharbeitermangels ließen 

sich die sozialen Folgen leichter auffangen als früher. 

 

Drittens müssten höhere Preise für den Schadstoffausstoß 

einhergehen mit einem Grenzausgleich für dreckig herge-

stellte Einfuhren, um ein bloßes Verlagern der Emissionen 

ins Ausland zu unterbinden. 

 

Viertens lassen sich auch Subventionen für den Übergang 

zu sauberen Technologien einsetzen. Anders als die 

Herausgabe kostenpflichtiger Verschmutzungsrechte belas-

ten sie zwar den Staatshaushalt. Dafür entlasten sie jedoch 

Unternehmen und deren Kunden, die daraufhin an anderer 

Stelle durch einen Abbau von Steuerprivilegien etwas mehr 

in Anspruch genommen werden können, ohne dass dies der 

Gesamtwirtschaft schadet.  

 

Fünftens ist bei Subventionen zu beachten, dass sie oft ein 

Eigenleben führen. Sie sind der Traum der Lobbyisten. An-

ders als breit aufgestellte Preise für den Schadstoffausstoß 

sollten Subventionen zielgenau eingesetzt werden mit einem 

vorab gesetzlich festgelegten Fahrplan zu ihrem Abbau. Mit 

sogenannten „Differenzverträgen“ kann der Staat den Um-

stieg auf saubere Produktionsmethoden zwar bezuschussen. 

Aber er sollte nicht die vollen Kosten übernehmen. Solche 

Verträge sollten zudem im Zeitablauf weniger großzügig 

werden, damit Unternehmen möglichst bald zugreifen.  

 

Sechstens müssen die Regeln ebenso wie die Förderung der 

Forschung technologieoffen bleiben.  

 

Zum Glück hat sich mittlerweile herumgesprochen, dass wir 

für die Klima- und Mobilitätswende wesentlich mehr Strom 

brauchen als zuvor, der zudem schadstoffarm produziert 

werden und dort verfügbar sein muss, wo er gebraucht wird. 

Mit der Absicht, die Zeit für Planungs- und Genehmigungs-

verfahren für Investitionen mindestens zu halbieren, haben 

die Sondierer der Ampel bereits ein wichtiges Signal gesandt. 

Die SPD ist stark im öffentlichen Dienst verankert, die Grü-

nen sind teils aus investitionsfeindlichen Bürgerinitiativen 

entstanden. Wenn SPD und Grüne tatsächlich Verfahren 

beschleunigen wollen und dies gegenüber ihrer eigenen Basis 

durchsetzen, wäre das wirklich vorbildlich.  
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Wichtige Hinweise: Bei dieser Information handelt es sich um eine Marketingmitteilung. Bei diesem Dokument und bei Referenzen 

zu Emittenten, Finanzinstrumenten oder Finanzprodukten handelt es sich nicht um eine Anlagestrategieempfehlung im Sinne des 

Artikels 3 Absatz 1 Nummer 34 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 oder um eine Anlageempfehlung im Sinne des Artikels 3 

Absatz 1 Nummer 35 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 jeweils in Verbindung mit § 85 Absatz 1 WpHG. Als Marketingmittei-

lung genügt diese Information nicht allen gesetzlichen Anforderungen zur Gewährleistung der Unvoreingenommenheit von An-

lageempfehlungen und Anlagestrategieempfehlungen und unterliegt keinem Verbot des Handels vor der Veröffentlichung von 
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eine Anlagemöglichkeit zu machen. Es ersetzt jedoch keine rechtliche, steuerliche oder individuelle finanzielle Beratung. Ihre An-

lageziele sowie Ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse wurden ebenfalls nicht berücksichtigt. Wir weisen daher aus-

drücklich darauf hin, dass diese Information keine individuelle Anlageberatung darstellt. Eventuell beschriebenen Produkte oder 

Wertpapiere sind möglicherweise nicht in allen Ländern oder nur bestimmten Anlegerkategorien zum Erwerb verfügbar. Diese 

Information darf nur im Rahmen des anwendbaren Rechts und insbesondere nicht an Staatsangehörige der USA oder dort wohn-

hafte Personen verteilt werden. Diese Information wurde weder durch eine unabhängige Wirtschaftsprüfungsgesellschaft noch 

durch andere unabhängige Experten geprüft. Die in diesem Dokument enthaltenen Aussagen basieren entweder auf eigenen Quel-

len des Unternehmens oder auf öffentlich zugänglichen Quellen Dritter und spiegeln den Informationsstand zum Zeitpunkt der 

Erstellung der unten angegebenen Präsentation wider. Nachträglich eintretende Änderungen können in diesem Dokument nicht 

berücksichtigt werden. Angaben können sich durch Zeitablauf und/oder infolge gesetzlicher, politischer, wirtschaftlicher oder 

anderer Änderungen als nicht mehr zutreffend erweisen. Wir übernehmen keine Verpflichtung, auf solche Änderungen hinzuwei-

sen und/oder eine aktualisierte Information zu erstellen. Frühere Wertentwicklungen sind kein verlässlicher Indikator für die künf-
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Zur Erklärung verwendeter Fachbegriffe steht Ihnen auf www.berenberg.de/glossar ein Online-Glossar zur Verfügung. 
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